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Nur halbe Stellen für Hilfskräfte 
Widerstand gegen Entscheidung des Ministeriums wächst 

Langsam aber sicher wächst an der Universität der Widerstand gegen eine Ent- 
®. in. des Wissenschaftsministeriums, die vor knapp zwei Wochen die Hoch- 

schule erreichte und die die Halbierung des im Februar vom Senat beschlossenen 
Stellenplans für Tutoren und wissenschaftliche Hilfskräfte mit sich bringt. 
Der Fachbereichsrat III beschloß auf seiner letzten Sitzung in der vergangenen 
Woche, den noch nicht schriftlich vorliegenden Erlaß des Ministeriums zu igno- 
rieren und die ihm im Februar zugewiesenen Stellen zu besetzen, obwohl der Rek- 
tor in einer Eilentscheidung, die den betreffenden Senatsbeschluß quasi auf- 
hebt, bestimmt hatte, alle Stellen zu halbieren. 
Die Entscheidung des Ministeriums er- 
reichte die Hochschule ebenso überra- 
schend wie plötzlich. Per Telefon teil- 
te Regierungsdirektor Gehlsen Kanzler 
Jürgen Lüthje mit, daß nunmehr der Er- 
laß vom 20. Oktober, der festlegt, daß 
alle freiwerdenden Stellen im Öffentli- 
cheh Dienst ein halbes Jahr lang nicht 

besetzt werden dürfen, dahingehend in- 

terpretiert werden müsse, daß'die Ver- 

wendung von Mitteln aus einer an sich 

nicht gesperrten neuen Stelle wie eine 

Besetzung behandelt werden müsse. Deh.: 

@' Hochschullehrerstellen gelten als 

besetzt, wenn wissenschaftliche Hilfs- 

kraftstellen aus ihnen finanziert wer- 

den. Folge: Nach einem halben Jahr - 

Tutorenverträge laufen nicht länger - 

müssen sie für sechs Monate gesperrt 
werden, 

Für die Hochschule bedeutet die Inter- 

pretation, die vom Rektor rechtlich 

angezweifelt wird, daß nicht mehr etwa 

160, sondern nur noch 80 Stellen zur 
Verfügung stehen - eine Tatsache, die 

im kommenden halben Jahr zu noch stär- 

keren Einschränkungen des Lehr- und 

Forschungsbetriebes führen muß. 

In einem Brief machte der Rektor der 

Universität, Professor Dr. Rainer Krü- 

ger, das Wissenschaftsministerium da- 

rauf aufmerksam, daß die nunmehr be- 

schnittenen Finanzierungsmöglichkeiten 
für wissenschaftliche Hilfskräfte sich 

deshalb besonders auswirkten, weil die 
Dienstleistungen für Forschung und Leh- 

re bisher personell wie sachlich weit 

hinter denen anderer Hochschulen zurück- 
blieben, 

Tatsächlich steht dem Verhältnis von 

wissenschaftlichem zu nicht wissen- 

schaftlichem Personal an der Universi- 

tät Oldenburg von 1 : 0,9 ein Bundes- 

durchschnitt von 1 : 1,8 gegenüber. 

Noch katastrophaler sieht es speziell 

in den Experimentalwissenschaften aus: 

Auf einen Wissenschaftler entfallen 

0,2 Stellen für Dienstleister. Empfeh- 

lung des Wissenschaftsrats: Ein Ver- 

hältnis von 1 : 

Dazu der Rektor an das Ministeriwm: 
"Solange dieser Mangel an Dienstleistur- 
gen nicht behoben ist, ist die Univer- 
sität besonders darauf angewiesen, daß 
die Wissenschaftler wenigstens durch 
wissenschaftliche Hilfskräfte unter- 
stützt werden." 
Aber auch im Bereich der Lehre sind die 
Konsequenzen nicht absehbar. Neben Ein- 
schränkungen des Tutorenprogramms kön- 
nen jetzt noch weniger Lehraufträge 
vergeben werden - und das, obwohl für 
keinen Studiengang an der Universität 
bisher durch die vorhandenen Hochschul- 
lehrerstellen das Mindestangebot abge- 

deckt werden kann. 

Dennoch verfügte Krüger, da es recht- 
lich keine andere Möglichkeit gibt, in 
seiner Eilentscheidung, die mit den 
Fachbereichsvorsitzenden und den Lei- 
tern der Zentralen Einrichtungen abge- 
sprochen worden ist, die vorgesehenen 

Lehraufträge daraufhin zu überprüfen, 
ob die Anträge aufrechterhalten und 
ob die Vergütungen herabgesetzt werden 
können. 

Weiter sieht die Eilentscheidung, die 
auf der nächsten Sitzung vom Senat be- 
stätigt werden muß, die Halbierung 

sämtlicher den Organisationseinheiten 

zugewiesenen Stellen vor. Nur in Aus- 

nahmefällen, die begründet werden müs- 

sen, dürfen WiHis mit technischen Auf- 
gaben eine volle Stelle besetzen. Die 
Bibliothek hat inzwischen angekündigt, 
sie werde, was nach den neuen Regelun- 
gen auch möglich ist, nur Vierteljah- 
resverträge mit voller Stundenzahl ver- 
geben, um ihren Betrieb wenigstens wäh- 
rend der Vorlesungszeit aufrechterhal- 
ten zu können. 
Die Interessenvertretung der WiHis hat 
in einem ersten Informationsschreiben 
zunächst geraten, die neuen Verträge 
zu unterzeichnen - besonders, wenn sie 
über ein Vierteljahr mit einer vollen 
Stelle laufen. Dann nämlich können mög- 
licherweise, so die Interessenvertre- 
tung, per Gericht Anschlußverträge er- 
zwungen werden. Nicht zuletzt deshalb 

verzeichnen ÖTV und GEW unter den 
WiHis großen Zulauf. Die Niedersächsi- 
sche GEW hat inzwischen auch durch ihr 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied, 
Dr. Jürgen Weißbach, die Prüfung der 
Frage zugesagt, ob in Einzelfällen ge- 

gen die von der Landesregierung erzwun- 

genen Maßnahmen der Universität recht- 
lich vorgegangen werden kann. 

Indes kann es sich bei der anfangs auf- 

geführten Verweigerungstaktik des Fach- 
bereichsrates III nur um einen demon- 
strativen politischen Akt handeln, denn 
nur der Rektor kann Zusagen geben und 

entsprechend die Verträge unterzeich- 
nen. gh 

  

Ausbaustopp? 

Nach einer von der Katholischen Nach 
richten Agentur (KNA) verbreiteten 
Meldung wird die CDU-Landesregierung 
den von der ehemaligen SPD/FDP-Koali 

tion geplanten Ausbau der Niedersäch 
sischen Hochschulen stark einschrän- 
ken. Wie es in der Meldung der KNA 
heißt, wären davon die Universitäten 
Oldenburg und Osnabrück am stärksten 
betroffen.       
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Parkstudium Höchstzahlen im WS 

Einschränkungen durch HRG 
In der Februar-Nummer von "Information Bildung-Wissenschaft" veröffentlicht 

das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft einen Beitrag, in dem die 

Änderung der Bewertung des Parkstudiums durch das Hochschulrahmengesetz (HRG) 

erläutert wird. Im folgenden drucken wir die wesentlichen Passagen dieses 

Artikels ab: 

1. Nach 8 32 Abs. 3 Nr. 2 des HRG wer- 
den Zeiten eines Studiums an einer 

Hochschule, die der Bewerber in einem 

Studiengang bis zur Aufnahme des ur- 

sprünglich angestrebten Studiums ver- 

bringt (Parkstudium), bei der Berech- 
nung der Wartezeit des Bewerbers nicht 

mehr berücksichtigt. Deh. solche Stu- 

dienzeiten gelten nicht als Wartezeit 

im Sinne des Hochschulzugangsver fah- 

renSe.. 

Diese Regelung gilt erstmals für Stu- 

dienzeiten nach Inkrafttreten des HRG 

(ab SS 1976). Vor diesem Zeitpunkt lie- 

gende Studienzeiten werden weiterhin 

angerechnet. Der Besitzstand bleibt 

also gewahrt. 

2. Die gesamte Zulassungsregelung des 

HRG wird allerdings, da sie noch durch 

ergänzende Durchführungsbestimmungen 

der Länder konkretisiert werden muß, 

erst für die Zulassung zum Winterse- 

mester 1977/78 angewendet werden (872 

Abs. 2 HRG). Erst dann wirkt sich auch 

(insoweit dann "rückwirkend") die Re- 
gelung aus, daß Studienzeiten ab In- 

krafttreten des HRG nicht mehr als 

Wartezeit gelten... 

Wer näch dem bisherigen Staatsvertrags- 

verfahren mit einer Zulassung nach War- 

tezeit vor dem WS 1977/78 rechnet ..., 

für den ist ein sog. Parkstudium "un- 

schädlich". Wer dagegen nicht aus- 

schließen kann, daß er frühestens zum 

WS 1977/78 über die Wartezeit zuge- 

lassen werden kann, der sollte prüfen, 

ob er den begonnenen Studiengang nicht 

besser abschließen sollte. Nur wenn 

“er unter allen Umständen später doch 
noch in das ursprünglich gewählte Fach 

wechseln will.und sich eine Zulassungs- 

chance ausrechnen kann, muß er überle- 

gen, ob er sich nicht nach dem WS 75/ 

76 exmatrikulieren läßt. 
Die Entscheidung, ob ein Ausweichstu- 

dium fortgesetzt wird oder nicht, muß 

nur dann bis zur Einschreibung zum 

SS 76 fallen, wenn der Student 'keiner- 

lei Zeitverlust bei der Wartezeit in 

Kauf nehmen will. Wer sich noch nicht 

schlüssig ist, kann diese Entscheidung 

durchaus auch um ein Semester vertagen, 

allerdings hat er dann einen Warte- 

zeitverlust von einem halben Jahr... 

3. Etwas anderes gilt für Einführung 

eines besonderen Auswahlverfahrens 

(8 33 HRG) z.B. in.Medizin, Zahnnedi- 
zin: 

Das HRG sieht für Studiengänge mit ho- 

hem Bewerberüberhang-wie z.B. Medizin, 
Zahnmedizin und. anderen sog. harten 

Numerus-clausus-Fächern ein besonde- 

res Auswahlverfahren vor ($ 33 HRG). 

Mit der Einführung eines besonderen 

Auswahlverfahrens in den sog. harten 

Numerus-clausus-Fächern wird für die- 

se Fächer die Wartezeit als Auswahl- 

kriterium entfallen, denn im besonde- 

ren Auswahlverfahren bestimmt sich 

die Studienplatzvergabe ausschließ- 

lich nach den Abiturleistungen und 

dem Ergebnis eines Feststellungsver- 

fahrens (z.B. schriftliche Auswahlprü- 
fungen in Form von fach- bzw. stu- 

dienfeldbezogenen Tests). Für die Zu- 
lassung im besonderen Auswahlver fah- 

ren (sobald es eingeführt ist) ist 
die Regelung über das Parkstudium so- 

mit ohne Belang, _ 
Testverfahren für die harten Numerus- 

clausus-Fächer werden gegenwärtig ent- 

wickelt. Da sich aber derzeit noch 

nicht genau festlegen läßt, ob und wanr 

für diese Fächer Feststellungsver fah- 

ren eingesetzt werden können -. vor dem 

WS 78/79 ist kaum damit zu rechen - 

wird bis zur Durchführung des entspre- 

chenden besonderen Auswahlverfahrens 

auch für diese sog. harten Numerus-clau- 

sus-Fächer das allgemeine Auswahlver- 

fahren Anwendung finden. Auch Bewerber 

für die sog. harten Numerus-clausus-Fä- 

cher sollten sich deshalb zunächst an 

den Regetungen für das allgemeine Aus- 

wahlverfahren orientieren. 

4. Ab WS 1977/78 (Anwendung der HRG-Re- 

gelung) werden Bewerber, die bis dahin 

ein Studium abgeschlossen haben (Erste 

Staatsprüfung, Diplom usw.), bei der 

Aufnahme eines weiteren Studiums in 

einem Numerus-clausus-Fach nur über 

eine Sonderquote zugelassen. Vorausset- 

zung ist, daß der Studiengang, für den 

sie sich bewerben, eine sinnvolle Ergän- 

zung ihres früheren Studiums darstellt, 

Der Senat hat auf seiner Sitzung am 

25.2.1976 beschlossen, folgende Höchst- 

zahlen für das WS 76/77 zu beantragen. 

Nach Ansicht des Fachbereichsrates IV 

ist die Zahl der zusätzlichen Studien- 

plätze für den FB IV allerdings nur 

dann realistisch, wenn die bereits be- 

antragten Hochschullehrerstellen vom 

Ministerium bewilligt werden. 
LEHRAMT 

Mathematik ho 

Physik 20 

Biologie 20 

Chemie 20 

Geographie 20 

Anglistik 35 

Arb.1lehre/Polytechnik 35 

Bild.Kunst/VK 35 
Germanistik 40 

Geschichte 30 

Handelslehramt 30 

Musik/Aud.K 15 
Relig.wiss./Rel.päd. 30 & 

Slavistik/Russisch 5 

Sonderpäd. (grundständ.Ausb.)30 

(postgraduale Ausb.) 0 
Sozialkunde/Politik 30 

Sportwissenschaft 30 

DIPLOM 

Mathematik 40 

Physik 20 

Biologie 20 

Chemie 20 

Ökonomie 50 

Pädagogik (Stud.anfänger) 50 

(Zulassung nach de 5. Sem.) 20 

Raumplanung 45 

Sozialwissenschaften 50 

Diplom-PO 

Der Senat hat auf seiner letzten Sit- 

zung den allgemeinen Teil für die Di- 

plom-Prüfungsordnung in 3. Lesung ver-@ 

abschiedet. In diesem Zusammenhang hat 

er die Studiengangskommission aufgefor- 

dert, bis zum 5. Mai die spezifischen 

Teile für die einzelnen Studiengänge 

vorzulegen. 

Kritik an Überprüfungen 
Der Rektor der Universität wird beim 
Wissenschaftsminister erneut vorstel- 
lig, um im Namen der Hochschule gegen 
die Überprüfungsverfahren und bereits 
ausgesprochene Berufsverbote zu prote- 
stieren. Der Rektor stützt sich dabei 
auf einen Beschluß des Senats, der ge- 
gen die Einstellungsverzögerungen wei- 
terer acht Absolventen der Universität 
Oldenburg scharfe Kritik übte, Bei den 
Bewerbern handelt es sich ausnahmslos 
um Studenten, die sich aktiv und enga- 
giert in den Selbstverwaltungsgremien 
und der Verfaßten Studentenschaft ein- 
gesetzt haben. Drei von ihnen sind Mit- 
glieder des MSB Spartakus, vier des 
sozialistischen Hochschulbundes (SHB) 
Ein weiterer Betroffener, lediglich 

  

Mitglied in der GEW, wurde inzwischen 
vereidigt und eingestellt. 

Der Senat wiederholte in diesem Zu- 

sammenhang noch einmal seinen Stand- 
punkt, daß die Überprüfungen der Bewer- 

ber für den Öffentlichen Dienst durch 

den Verfassungsschutz gegen verfas- 

sungsrechtliche Grundsätze verstoße 

und der Vorbereitung von Berufsverbo- 

ten gegen engagierte Demokraten, So- 

zialisten und Kommunisten diene. Zu- 

gleich ziele sie auf eine Disziplinie- 
rung von unbequemen wissenschaftlichen 

Lehrmeinungen. Der Senat bekräftigte 

seine Auffassung, daß nur die Abschaf- 

fung der Berufsverbote und der Über- 

prüfungen zur Rechtsstaatlichkeit im 

Sinne des Grundgesetzes führen kann. 
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Als widersprüchlich, "um nicht zu 

sagen opportunistisch", hat der Vor- 

sitzende des Promotionsausschusses, 
Dr. Richard Stinshoff, die Entschei- 
dunp, des Senats kritisiert, den Aus- 

schuß damit zu beauftragen, einen 

neuen Entwurf für eine Promotions- 

ordnung vorzulegen, die sich an die 

Ende Januar formulierten Vorstellun- 

gen des Wissenschaftsministeriums an- 

lehnt. Ein solcher Beschluß, so 

Stinshoff, käme einer Kapitulation 

vor den sich verändernden politi- 

schen Kräfteverhältnissen in Hanno- 

ver gleich und wirke angesichts der 

Tatsache, daß der Senat den vom Pro- 

motionsordnungsausschuß vorgelegten 

Entwurf bereits in zweiter Lesung 

behandelt habe, besonders grotesk. 

Die Entscheidung des Senats, sich   

Politik der Anpassung ] 
den Vorstellungen des Ministeriums 

anzupassen, war nur mit einer Stimme 

Mehrheit gefallen. Noch in der Sit- 

zung zuvor hatte er es abgelehnt,die 

Position des Ministeriums zu akzep- 

tieren. Nach Meinung Stinshoffs fal- 

le eine so formulierte Promotionsord- 

nung, noch hinter die Empfehlungen 

der Westdeutschen Rektorenkonferenz 

zurück. 

Dapegen vertrat der Kanzler der Uni- 

versität, Jürsen Lüthje, vor dem Se- 

nat die Auffassung, daß die vom Aus- 

schuß entwickelte Orınunp, iiberhaupt 

keine Chance habe, vom Ministerium 

ernsthaft behande!t zn werden,und 

da3 deshalb die Iniversität ver- 

pflichtet sei, einen realistischeren 

Entwurf zu erarbeiten und zur Geneh- 

migung vorzulegen, eh     

NAK:Schritt vor und zurück 
Am 25. Februar 1976 hat der Senat der Universität auf den gemeinsamen Antrag 
des Nichtabiturientenkurs-Ausschusses (NAK) und der Kommission für wissen- 
schaftliche Weiterbildung hin, der letzteren den Auftrag erteilt, auch die Auf- 
gaben des bisherigen NAK-Ausschusses zu übernehmen. Dieser Beschluß bedeutet 
gleichermaßen einen Schritt zurück wie einen Schritt nach vorn. 
Es dokumentiert ohne Zweifel ein Zu- 

rückstecken der Reformkonzeption der 

Carl-von-Ossietzky-Universität, wenn 

gerade jener Ausschuß seine Eigenexi- 

stenz aufgibt, dessen Auftrag in der 

Konzeptualisierung und Planung des vom 

Gründungsausschuß als wesentlich erach- 

teten Reformvorhabens 'universitärei- 

gener Nichtabiturientenkurs' bestand. 

Der NAK war keineswegs als Liftkurs 

für gescheiterte Unterprimaner gedacht, 

Im Mittelpunkt stand vielmehr das Ziel, 

Jungen Menschen aus bislang bildungs- 

benachteiligten Bevölkerungsschichten 

- vornehmlich jungen Arbeitern und An- 

gestellten mit Volksschulabschluß - 

einen qualifizierten Zugang zum Uni- 

versitätsstudium über die Zulassungs- 

prüfung (Z-Prüfung) zu eröffnen. Ein 
solcher Kurs - dies für neuere Mit- 

glieder der Universität - ist ein er- 

stes und einziges Mal vom Mai bis De- 

zember 1973 gelaufen (vgl. Bericht 
des Rektors 1974-75, S. 3). Mit gutem 

Erfolg, wie jeder Lehrende bestätigen 

wird, der heute mit Absolventen des 

1. NAK in Veranstaltungen zusammenar- 

beitet. Die Entscheidung, dem 1. NAK 

weitere Kurse folgen zu lassen, wurde 

jedoch vom Ministerium und in der uni- 

versitären Diskussion auf Eis gelegt, 

und zwar schon zu einem Zeitpunkt,als 

noch alle organisatorischen Möglich- 

keiten und eine große subjektive Be- 

reitschaft bei vielen Lehrenden zur 

Planung und Durchführung des Vorha- 

bens bestanden. Die Gründe dafür sol- 

len an dieser Stelle nicht ausgeführt 

werden. 

Als es dem NAK-Ausschuß gelang, die 

Bildungsvereinigung "arueıt und Leben" 

in Oldenburg für den Plan eines neuen 

NAK zu interessieren, schien seine 

Realisierung zum ersten Mal wieder in 

greifbare Nähe gerückt. Zu diesem 

Zeitpunkt aber hatte sich die bil- 

dungspolitische Landschaft verändert. 

Eine rigorose Verschärfung der Bedin- 

gungen für die Z-Prüfung begann sich 

abzuzeichnen. Mit Recht mußte es die 

Gewerkschaft daraufhin für unzumutbar 

halten, daß junge Arbeiter in einem 

einjährigen Kurs neben ihrer berufli- 

chen Tätigkeit außer den bisherigen 

Vorbereitungsleistungen nun auch noch 

solche in Mathematik oder Englisch er- 

bringen sollten; letztere womöglich 

mit dem Ziel des Unterprima-Niveaus, 

wie man gerüchteweise über die Ausfüh- 

rungsbestimmungen zur neuen Prüfungs- 

ordnung hört. Und diese Anstrengungen, 

um möglicherweise dann über den NC aus- 

sortiert zu werden. Die Bemühungen des 

NAK-Ausschusses waren von der bildungs- 

politischen Realität einer restrikti- 

ven "Neuordnung des Hochschulzugangs' 

überholt worden. 

Inzwischen ist die neue Prüfungsord- 

nung erlassen, mit Englisch oder Mathe- 

matik auf einem noch undefinierten Ni- 

veau als Prüfungsleistung. Sie wird 

vom ehemaligen Ministerium für Wissen- 

schaft und Kunst als "arbeitnehmer- 

freundlicher als früher! gefeiert ’ 

(vgl. IWZ vom 5.2.1976). Diese Charak- 
terisierung ist irreführend und falsch, 

Sie träfe nur dann zu, wenn der Be- 

rufstätige erst vom englischsprechen- 

den Realschulabsolventen an als "Ar- 

beitnehmer' eingestuft werden könnte. 
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ELAB-Prüfungsamt 
Per Erlaß hat der Wissenschaftsmini- 
ster den Studienleiter Herbert Hasler 
damit beauftragt, die Aufgaben des. 
Vorsitzenden des Staatlichen Prüfungs- 
amtes für die Lehrämter der Einphasi- 
gen Lehrerausbildung bis zum 31. De- 

zember dieses Jahres wahrzunehmen. In 

diesem Zusammenhang teilte Hasler mit, 
daß die Mitglieder des Prüfungsamtes 
für das Lehramt an Grund- und Haupt- 
schulen und die Mitglieder des Prüfungs 
amtes für die Lehrämter an Gymnasien 
und Realschulen bis auf weiteres auch 
als Mitglieder des Staatlichen Prik 

fungsamtes für die Lehrämter der Ein- 
phasigen Lehrerausbildung zuständig 
sind. 

Ferien-Sprachkurse 

Der Deut-,che Akademische Austausch- 
dienst (DAAD) informiert in einer Bro- 
Schüre über Ferien-Sprachkurse an Hoch- 
schulen in den Sommersemesterferien 
1776. Anzeboten werden Kurse usa. in 
den skandinavischen Ländern, in Portu- ' 
gal, Spanien, Italien sowie in einigen 
sozialistischen Ländern. Prospekt 
liegt in der Pressestelle aus. 
  

Die neue Prüfungsordnung schließt ei- 
ne erfolgreiche Teilnahme von Haupt- 

schulabsolventen unter den gegenwärti- 

gen Bedingungen nahezu völlig aus. 

Mit der geschilderten Entwicklung sind 

wesentliche Gründe benannt, die den 

NAK-Ausschuß zu der Einschätzung veran- 

laßt haben, daß "unter den augenblick- 

lichen bildungs- und hochschulpoliti- 

schen Bedingungen...nur sehr geringe 

Aussichten (bestehen), einen universi- 
tätseigenen Vorbereitungskurs durch- 

setzen zu können' (Senatsantrag vom 

3.12.1975). Der NAK-Ausschuß geht des- 
halb eine Fusion mit der Senatskommis- 

sion ein. Die Aufgaben beider Gremien 

werden miteinander verknüpft, um der 

keineswegs aufgegebenen Zielsetzung 

eines universitätseigenen Vorberei- 

tungskurses in verschiedener Hinsicht 

eine breitere Basis zu ermöglichen. 

Dies geht aus den Erläuterungen zum An- 

trag deutlich hervor. Es heißt dort un- 

ter dem Stichwort "Aufgabenbestimmung 

der Senatskommission für wissenschaft- 

liche Weiterbildung im Bereich der 

Zulassungsprüfung' u.a.: "Die Univer- 

sität sieht ihre besonderen Möglich- 

keiten darin...die Möglichkeit der 

Durchführung eines eigenen Vorberei- 

tungskurses weiterzuverfolgen und ggf. 

in Verbindung mit der Kontaktstelle 

für wissenschaftliche Weiterbildung 

die "lanung eines solchen Kurses ein- 

zuleiten, der vor allem der Erprobung 

neuer Lern- und Lehrformen für diesen 

spezifischen Studentenkreis dienen 

soll! . 

Dies bedeutet unter den gesebenen Be- 

dingungen einen nicht zu unterschätzen- 

den Schritt nach vorn, Heike Fleßner 
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Der Kultusminister hat eine urspring- 

le in eine H4-Stelle für "Niederlan- 
distik mit bes. Berücksichtigung der 
Sprachentwicklung im niederländisch- 
deutschen Grenzbereich" umgewidmet. 
Der Fachbereichsrat II hatte seiner- 
zeit die Beantragung der Niederlan- 

Lehrstuhl für Niederlandistik 

lich für Germanistik vorgesehene Stel=- lichen Beziehungen zwischen der BRD 

distik-Stelle mit den "freundschaft- 

und den Niederlanden und der bes. La- 
ge Niedersachsens, speziell des ol- 
denburgisch-ostfriesischen Raumes" bo- 
gründet. Vom Stelleninhaber wird die 
Einbeziehung der Sozialgeschichte und 
Landeskunde der Niederlande erwartet, 

  
    
Auch 1976: Tag der offenen Tür 

Der Senat hat auf seiner letzten Sit- 
zung nach einer einstündigen Diskussion 
beschlossen, den Rektor mit der Durch- 
führung eines Tages der offenen Tür 
auch in diesem Jahr zu beauftragen. 
Termin: Sonnabend, der 12. Juni. Die 
zentrale Organisation dieser Großver- 
anstaltung wurde wie im vergangenen 
Jahr wiederum der Pressestelle übertra- 
gen. Gleichzeitig soll ein Koordina- 
tionsausschuß, der sich sinnvollerweise 
aus je einem Vertreter der Fachbereiche, 
der zentralen Einrichtungen und des 
AStA sowie des Studentenwerks zusammen- 
setzt, die Pressestelle bei ihrer Ar- 
beit unterstützen und in den jeweili- 
gen von ihnen vertretenen Einrichtun- 
gen für die Durchführung der geplanten 
Veranstaltungen, Vorstellung usw. sor- 
gen. 

Da eine detaillierte Konzeption für den 
diesjährigen Tag der offenen Tür nicht 
vorliegt, geht die Pressestelle davon 
aus, daß die Vorstellung des Lehr- und 
Forschungsbetriebes der Hochschule wie 
im vergangenen Jahr nach dem von der 
Pressestelle entwickelten Konzept ver- 
laufen soll, das neben dem grundsätz- 
lichen Ziel, die Hochschule für die Be- 
völkerung transparenter zu machen und 
ihre Bedeutung als gesellschaftliche 
Institution - besonders auch im Nord- 
westraum zu veranschaulichen, darauf 
ausgerichtet ist, Vorurteile abzubauen, 
Schwellenängste zu überwinden und als 
weitergefaßtes Ziel, Vertrauen in der 
Bevölkerung zu erwecken. Dies erscheint 
unter hochschulpolitischen Gesichtspunk- 
ten umso wichtiger, als auch weiterhin 
davon ausgegangen werden muß, daß ins- 
besondere Reformhochschulen - und hier 
wiederum besonders eine Universität wie 
in Oldenburg - mit dem Rücken zur Wand 
stehen und befürchten müssen, daß ih- 
re fortschrittlichen Ansätze durch Ent- 
zug der materiellen Basis und zunehmen- 
der staatlicher Eingriffe vielleicht 
nicht einmal in Form einer Salamitak- 
tik zunichte gemacht werden. Will sich 
die Universität aber dagegen wehren, um 
wenigstens einen Teil ihrer ursprüngli- 
chen Konzeption zu erhalten - auch in 
Hinblick eines erweiterten Studienange- 
bots, muß sie sich in der Bevölkerung 
um mehr Vertrauen und Verständnis be- 
mühen. 

Sicherlich kann - eine Feststellung 
des vergangenen Jahres - ein Tag der 
offenen Tür eine solche Zielsetzung 
nicht allein erreichen, aber er kann 
Schrittmacherdienste zu einer stärker 
werdenden Integration in die Bevölke- 
rung leisten - ein von den Universi- 
tätsgremien immer wieder formulierter 
Wunsch. 

Ob er Wunschtraum bleibt, hängt usa. 
auch von der Bereitschaft zur Mitar- 
beit der Hochschulangehörigen über al- 
le Statusgruppen hinweg ab. Die Formen 
zur Mitarbeit sind mannigfach und Vor- 
schläge werden freudig entgegengenon- 
mene 

In den nächsten Tagen und Wochen wird 
die Pressestelle nach Erstellung eines 
Organisationsschemas weitere Informa- 
tionen geben, die zielgerichtet die Be- 
reitschaft von Projekten, Fächern, Zen- 
tralen Einrichtungen abfragen, ihre Be- 
reiche an diesem Tag vorzustellen - in 
den verschiedensten Formen. Verstärkt 
sollten sich in diesem Jahr auch Leh- 
rende darüber Gedanken machen, inwie- 
weit sie in allgemein verständlicher 
Sprache Vortragsthemen anbieten können, 
die von allgemeinem Interesse sind. 
Nicht unerwähnt bleiben sollte, daß die 
Pressestelle wiederım ein Rahmenpro- 
gramm in Zusammenarbeit mit dem Studer- 
tenwerk erarbeiten wird. eh 

Namensgebung 

Der Konzilsvorstand möchte schon in na- 
her Zukunft ein Gespräch mit dem neuen 
CDU-Kultusminister, Dr. Werner Remmers, 
über das Problem der Namensgebung füh- 
ren. In einem Schreiben an den Rektor 
erklärte der Vorstand, er teile nicht 
die Einschätzung, daß die Anmeldung 
der ohnehin als Problem anstehenden 
Namensfrage als Verhandlungsgegenstand 
andere Vereinbarungen erschwere. Viel- 
mehr sei er der Meinung, daß es wich- 
tig sei, Kontakte aufzunehmen, bevor 
spektakuläre, für die Universität nach- 
teilige Maßnahmen ergriffen würden. 
Nachdrücklich stellte der Konzilsvor- 
stand fest, daß er die Verhandlüngen 
führen wolle, um mit dem Minister Ein- 
vernehmen über die Namensgebung zu er- 
zielen, 
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Personalien 

DR. MENSO FOLKERTS ist zum Wissenschaft- 
lichen Rat und Professor für'"Mathematik 
mit dem Schwerpunkt Berufspraxis und Ge- 
Schichte der Mıtnematik" ernannt worden. 

  

ILSE SCHÜTTE ist «ls wissenschaftliche 
Assistentin für dıs Fach "Arbeitslehrä/ 
Polytechnik mit dem Schwerpunkt Curricu- 
Iumentwicklung" einsestellt worden. 

Studienplatzvergabe 
In diesen Tagen gehen an sämtliche Bewer- 
ber um Studienplätze an der Universität 
Oldenburg, die im lokalen Zulassungs- 
verfahren vergeben werden, Bescheide, 

ob ihre Beweroung erfolgreich war. Auf 
die 135 zu vergebenden Studienplätze im 
lokalen Zulassungsverfahren hatten sich 
insgesamt 485 Interessenten beworben. 
Am meisten gefragt war der Studiengang ® 
Sonderpädagogik, wo auf 30 Studienplät- 
ze 153 Bewerbungen fielen. Die rest- 
lichen Studiengänge, die im lokalen Zu- 
lassungsverfahren vergeben werden: Di- 
plom-Raumplanung, Diplom-Pädagogik, Lehr- 
amt Theologie, Lehramt Kunst, Lehramt 
Musik, Lehramt Arbeitslehre/Polytechnik, 

Hzndelslahramt. 

  

LetzteMeldung 
Der neue Niedersächsische Kultusmi- 
nister, Dr. Remmers, hat gestern in 
einem Interview des NDR angekündigt, 
daß Hochschulabsolventen, die jetzt 
im Frühjahr ihr erstes Staatsexamen 
ablegen, sich nicht für einen 
Eintritt in den Schuldienst zum 1. % 
August bewerben dürfen. Durch die & 
Vorverlegung des Bewerbungstermins 
auf den 10. Mai und dann auf den 10. 
April hatte sich die Politik der Ian- 
desregierung bereits angekindigt. 

In gleichen Interview erklärte Rem- 
mers, daß sämtliche Absolventen zum 
1. August 1976 nicht mehr als Leh- 
rer zeA., sondern als Angestellte 
mit 19 bzw. 18 Wochenstunden be- 
schäftigt würden. Im nächsten Jahr 
würden dann die Absolventen, die 
in den Bereichen Grund-, Haupt-, 
Real- und Sonderschule unterrichte- 
ten, in den Vorbereitungsdienst über- 
nommen, 

  
Insgesamt sehen die Pläne der CDU 
-Landesregierung die Schaffung von 
2.300 zusätzlichen Lehrerstellen 
vor. Diese Stellen werden wie folgt 
aufgeteilt: 2.000 für Grund-, Haupt- 
Sonder- und Realschulen, 100 für be- 
rufsbildende Schulen, 150 für Gym- . 
nasien und jeweils 25 für Orientie- 
rungsstufen und Gesamtschulen. gh      


